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Primat der Politik zurückerobern
Sammlungsbewegung »Aufstehen« soll Möglichkeiten zur Selbstermächtigung eröffnen
Die Bewegung »Aufstehen« will
sammeln, ohne zu spalten. Sie
könnte den pflichtvergessenen Par-
teien Dampf machen und so neue
Mehrheiten schaffen.

Von Daniela Dahn

Angesichts der postdemokratischen
Auflösungserscheinungen im Lande,
in Europa und in der Welt wollen sich
viele Menschen mit den mangelnden
Möglichkeiten zu Einmischung und
Selbstermächtigung nicht mehr ab-
finden. Gerade im weitesten Sinne
Linksorientierte wollen nicht in Rat-
losigkeit und Resignation verharren.
Das zeigt der großeWiderhall, den die
Idee einer Sammlungsbewegung
schon in den ersten Tagen des Re-
gistrieren-Könnens erfährt. Bislang
war für Hunderttausende die einzige
Möglichkeit, ihre Veränderungswün-
sche durch Resolutionen und Appelle
an die Politiker zu erbitten. Das war
mitunter nicht ohne Wirkung, befrie-
digt aber das Bedürfnis aktiv mitzu-
gestalten nicht.
Dazu sind die noch aus dem vori-

gen Jahrhundert mitgeschleppten
und aufgestauten Probleme zu
grundsätzlich. Ob eine vernünftige
Politik die Bürger vor dem globalen
Finanzkapitalismus schützen kann, ist
bisher nicht bewiesen. Denn die
Macht derWirtschaft ist größer als die
der Politik. Die zersplitterte nationa-
le und internationale Linke stellt der-
zeit keine konzept- und handlungs-
fähige Opposition dagegen dar. Op-
position aber ist die Seele der De-
mokratie.
Der Auftrag der Sammlungsbewe-

gung wäre, das Primat der Politik zu-
rückzuerobern. Kann man dafür sam-
meln, ohne zu spalten? Den drei qua-
si-linken Parteien im Bundestag war
bisher die Kultivierung ihrer Unver-
träglichkeiten wichtiger als das Er-
greifen einer gemeinsamen Verände-
rungsoption. Dabei sind die program-
matischen Schnittstellen nicht ge-
ring. Es bleiben dennoch markante
Unterschiede, innerhalb und zwi-
schen den Parteien. Insbesondere in
der Friedens- oder Interventionspo-
litik, in der angeblichen Notwendig-
keit von Rüstung und deren Export.
Hier ist auch die Kluft zwischen dem
Willen der Wähler und deren Reprä-
sentanten besonders groß.
In solches Vakuum könnten Be-

wegungen vordringen und damit Ab-
geordnete ermutigen, ihr vermeint-
lich freies Mandat mehr am Wähler-
auftrag zu orientieren, als an den Par-
tei-Hierarchien. Außerparlamentari-
scher und außerpropagandistischer
Druck muss klarstellen: Parteien,
Parlament und Regierung sind dem
Gemeinwohl verpflichtet. Und zwar
nur diesem – im Gegensatz zur Wirt-
schaft, die pflichtschuldig nur der
Rendite ist. Diese dient nur dann dem
Gemeinwohl, wenn sie gerecht ver-
teilt wird. Die Kluft zwischenArmund
Reich ist ein sicheres Maß dafür, wie
ungezügelt die vermögende Elite
schaltet und waltet.
Das Kapital hat seine internatio-

nale Sammlungsbewegung schon vor
etwa zweihundert Jahren begonnen.
Und die Internationale der Rechts-
populisten ist dabei, diesem Vor-
sprung nachzueifern. Sie verein-
nahmt Gramscis Theorie vom Kampf
um die kulturelle Hegemonie und be-
ansprucht die Interpretationshoheit.
Wenn ein Jegliches seine Zeit hat,
dann ist sie gekommen für einen lin-
ken öffentlichen Thinktank. Es geht
um Emanzipation, um Gegenhalten,
um Aufstehen. Dem sich ein aufrech-
ter Gang anschließt. Über dessen
Richtung eine allen Sympathisanten
offen stehende Denkwerkstatt ohne
hierarchische Strukturen und Tabus
beraten sollte.
Dabei muss nicht am Nullpunkt an-

gefangen werden, es gibt kompetente
Bürgerbewegungen, Forschungs- und
Gesprächskreise, die seit Jahren al-
ternative Entwürfe vorlegen, auch zur
Öffnung der Demokratie für mehr
Bürgerbeteiligung. So diskutierten wir
im Willy-Brandt-Kreis die Anregung
des damaligen Direktors des Ham-

burger Friedensforschungsinstitutes,
Dieter S. Lutz, nach der Parteien nicht
der einzige Repräsentant des Gemein-
wesens sein sollten. Zusätzlich zum
Generallistenparlament schlug er ein
dem Druck der Interessen entzogenes
Expertenparlament vor, einen Zu-
kunftsrat. Über dessen Wahlmodus
und Zuständigkeit wäre gemeinsam
nachzudenken. Auch darüber, ob es
seine Unabhängigkeit durch Verzicht
auf Diäten bewahren könnte. Auf-
wandsentschädigung sollte genügen.
Diese Kammer könnte sowohl das Ini-
tiativrecht für Gesetze haben als auch
ein Veto-Recht, um Politik und Kapi-
tal in den Arm zu fallen. Ein solches
Gremium wäre der Ort, etwa Klima-
und Friedensforschern regelmäßig das
Wort zu erteilen.
Ergänzend sollte auch Gregor Gy-

sis Jahre zurückliegender Vorschlag
von der, nicht zufällig von LINKEN
initiierten, Sammlungsbewegung
diskutiert werden: neben dem Bun-
destag eine Kammer der sozialen Be-
wegungen zu wählen. Solche Wei-
terentwicklung der repräsentativen
Demokratie bedürfte einer Grundge-
setzänderung. Aber wenn der Druck
dafür groß genug ist, wird es sich je-
de Partei überlegen müssen, ob sie
sich dem Anspruch auf mehr Bür-
gerbeteiligung entgegenstellt. Und

damit den Eindruck vertieft, die Ver-
tretung des Volkes gegenüber den
Eliten habe vermeintlich die AfD
übernommen.
Eine solche Kammer wäre mit der

Hoffnung verbunden, dass dort die
Debatten geführt werden, dieman im
Parlament vermisst. Hier würde et-
wa die Friedensbewegung nach dem
Sinn von all den Regime Changes
fragen, die oft ins Chaos, aber nie in
eine Demokratie geführt haben.
Stärker hinterfragt würde wohl die
US-dominierte NATO, die ohne kon-
krete Bedrohungs- und Bedarfsana-
lysen Rüstungsforderungen stellt, die
auch als Bestandteil des Wirtschafts-

krieges gegen Europa gedeutet wer-
den können. Für diese Bürgerkam-
mer könnten sich all die bewerben,
die das Gefühl haben, nicht gehört
zu werden: Arbeitslose und Gewerk-
schafter, Mieter und Bürgerrechts-
anwälte, Klein- und Mittelstandsun-
ternehmer, Künstler, Seenotretter
und Migranten.
Denn schließlich dürfte die Samm-

lungsbewegung, in welcher Kammer
auch immer, keinen Zweifel daran
lassen, dass die Folgen westlicher Le-
bensweise und postkolonialer Politik
Hauptursache für viele Flüchtende
sind, ihre Heimat zu verlassen. Schon
deswegen haben wir die moralische
Verpflichtung, gegenüber denjeni-
gen, die sich unter Lebensgefahr bis
zu uns durchgeschlagen haben, mit-
fühlend und entgegenkommend zu
sein. Die praktischen Schwierigkei-
ten der Aufnahme verlangen genau-
so viel Beachtung. Ohne Solidarität
keine Heimat. Die Geflüchteten er-
teilen uns eine Lektion, die zu igno-
rieren sich niemand, und schon gar
nicht versammelte Erneuerer, leisten
können.
Um mitzumachen, muss und kann

man gar nicht einer Meinung sein.
Der gemeinsame Wille zur Verän-
derung mag vorerst genügen. Da
werden sich auch einige ungebetene

Gäste einfinden, was zu verkraften
ist, wenn die Stichhaltigkeit des Ar-
gumentes ausschlaggebend ist. Es
soll an vereinter linker Kraft nicht in-
teressierten Kreisen kein weiteres
Mal gelingen, ein Zusammengehen
zu verhindern, wie unlängst bei der
alten und jungen Friedensbewe-
gung. Einem Neuaufguss der unse-
ligen Querfrontdebatte durch das
Hochspielen einiger weniger Tritt-
brettfahrer sollte von Anfang an eine
Absage erteilt werden.
Keine Experimente mehr, schallte

es 1989 von konservativer Seite, um
das neoliberale Experiment unge-
stört durchziehen zu können. Verän-
dert wird in Umbruchsphasen alle-
mal, fragt sich nur, wer in wessen In-
teresse agiert. In einem solchen his-
torischen Moment plötzlich ohne
Konzept dazustehen, ist eine trau-
matische Erfahrung der DDR-Bürger-
rechtsbewegung. Sie bedarf keiner
Wiederholung.
»Aufstehen« wäre auch die Suche

nach der zu gewinnenden Zeit. Bleibt
zu hoffen, dass sie gelingt. Ein Expe-
riment. Kein Spiel. Denn Vorsicht, all-
zu viele Versuchsanordnungen hält
die diesseitige Geschichte womöglich
nicht mehr bereit. Wird die Chance
verspielt, rette sich, wer kann: Der
Wald steht schwarz und schweiget.
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Daniela Dahn (68) ist Schrift-
stellerin und Publizistin. Sie ge-
hört zu den Unterstützerinnen
der Sammlungsbewegung
»Aufstehen«. Foto: nd/Ulli Winkler
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Rückführungsabkommen
mit Griechenland
Berlin. Nach der Einigung der
Bundesregierung mit Spanien auf
ein Abkommen zur Rückführung
registrierter Flüchtlinge liegt nun
auch eine entsprechende Verein-
barung mit Griechenland vor. Die
Sprecherin des Bundesinnenmi-
nisteriums, Eleonore Petermann,
sagte am Freitag in Berlin: »Der
Abschluss steht unmittelbar be-
vor.« Es fehle nur noch ein Brief-
wechsel. Wie in dem Abkommen
mit Spanien soll es demnach da-
rum gehen, dass Flüchtlinge, die
an der deutsch-österreichischen
Grenze aufgegriffen werden, in-
nerhalb von 48 Stunden nach
Griechenland zurückgeschickt
werden können, wenn sie dort zu-
vor bereits einen Asylantrag ge-
stellt haben. Zu weiteren Details
wollte sich Petermann mit Blick
auf die noch ausstehende Unter-
zeichnung der Vereinbarung noch
nicht äußern. Ein solches Rück-
nahmeabkommen will die Bun-
desregierung auch mit Italien ab-
schließen. Kritisch äußerte sich
Pro Asyl. In 48 Stunden könne kein
rechtskonformes Dublin-Verfah-
ren durchgeführt werden, so die
Organisation. AFP/nd

NRW-Innenminister
entschuldigt sich
Düsseldorf. Nordrhein-Westfalens
Innenminister Herbert Reul (CDU)
entschuldigt sich im Fall Sami A.
Ihm sei inzwischen klar gewor-
den, dass seine heftig umstrittene
Äußerung über Gerichtsentschei-
dungen, die möglicherweise nicht
im Einklang mit dem Rechtsemp-
finden der Bürger stünden, »miss-
verstanden werden konnte«, er-
klärte Reul am Freitag in einer
Mitteilung. »Das bedaure ich.«
Reul hatte gesagt: »Die Unabhän-
gigkeit von Gerichten ist ein ho-
hes Gut. Aber Richter sollten im-
mer auch im Blick haben, dass ih-
re Entscheidungen dem Rechts-
empfinden der Bevölkerung ent-
sprechen.« Er bezweifele, dass das
im Fall Sami A. geschehen sei. Für
ihn sei klar, dass Richter ihre Ent-
scheidungen nach Recht und Ge-
setz treffen müssten und die Ver-
waltung sich an diese Gerichts-
entscheidungen halte, unterstrich
Reul. »Diese Grundsätze des
Rechtsstaatsprinzips sind für mich
selbstverständlich.« Er wollte auf
die öffentliche Wirkung des Be-
schlusses des Oberverwaltungsge-
richts zur Rückholung eines »aus-
reisepflichtigen Gefährders« und
seine möglichen Folgen für die ge-
sellschaftspolitische Debatte hin-
weisen. dpa/nd

Strafverfahren gegen
Bundeswehrsoldaten
Kempten. Die bundesweit zustän-
dige Staatsanwaltschaft Kempten
hat seit 2013 bis einschließlich
2017 in 67 Fällen gegen Soldaten
ermittelt, die Straftaten im Aus-
landseinsatz begangen haben sol-
len. Das teilte eine Sprecherin der
Behörde der dpa mit. In Kempten
ermitteln drei Staatsanwälte und
drei Oberstaatsanwälte unter an-
derem wegen Diebstahls, Gehor-
samsverweigerung oder Körper-
verletzung. Ausgenommen sind
nur Fälle, bei denen ein Soldat
verdächtigt wird, gegen das Völ-
kerrecht verstoßen zu haben. Da-
runter fallen zum Beispiel bewaff-
nete Auseinandersetzungen und
Kriegsverbrechen. Für solche Ver-
fahren ist die Bundesanwaltschaft
zuständig. Wie viele der Verfah-
ren gegen Soldaten eingestellt
werden und wie viele mit einem
Urteil abgeschlossen werden, ist
nicht bekannt. Der Anteil an Ver-
fahren, die wegen Geringfügigkeit
oder Unschuld eingestellt werden,
sei jedoch ähnlich wie bei norma-
len Verfahren. Laut einer Spre-
cherin der Staatsanwaltschaft
Kempten werden an allen Einsatz-
orten in etwa gleich viele Strafta-
ten verübt. dpa/nd


